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Antrag 

der Abgeordneten Ruth Waldmann, Kathrin Son-
nenholzner, Ruth Müller, Kathi Petersen, Doris 
Rauscher, Susann Biedefeld, Klaus Adelt, Martina 
Fehlner, Isabell Zacharias, Herbert Woerlein, Gün-
ther Knoblauch, Angelika Weikert, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Ilona Deckwerth SPD 

Unterstützungsangebote für junge Pflegende und 
junge Pflegebedürftige stärken 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ergänzend zur 
bayernweiten Standortanalyse von Beratungs- und Un-
terstützungsangeboten für erwachsene Pflegebedürfti-
ge und der Erstellung eines Konzepts mit Schlussfolge-
rungen aus der Analyse – wie auf Drs. 17/10361 be-
schlossen – eine eigene bayernweite Untersuchung 
von Beratungs- und Unterstützungsangeboten speziell 
für junge Pflegende und Familien junger Pflegebedürf-
tiger vorzulegen und dazu ein Konzept mit Schlussfol-
gerungen aus der Analyse, wie die Erkenntnisse ge-
zielt und konkret umgesetzt werden. 

Ziel ist einerseits ein flächendeckendes Netz an woh-
nortnahen Beratungs- und Unterstützungsangeboten 
für Angehörige von Kindern und Jugendlichen mit 
chronischen Erkrankungen oder Behinderungen, wo-
bei leicht ersichtlich sein muss, wo die Betroffenen 
Beratung und Unterstützung erhalten können. Ande-
rerseits muss auch die besondere Situation und der 
spezielle Bedarf von Kindern und Jugendlichen als 
Pflegende berücksichtigt werden. Ziel ist auch hier der 
flächendeckende und wohnortnahe Aufbau von Ange-
boten, wobei essenziell ist, dass diese proaktiv und 
aufsuchend tätig sind. 

 

 

Begründung: 

Im Falle einer Pflegebedürftigkeit übernehmen meist 
der Partner, die Partnerin oder auch erwachsene An-
gehörige die Pflege. Übersehen wird allerdings allzu 
oft, dass auch Kinder und Jugendliche in die Pflege, 
Betreuung und Versorgung von chronisch erkrankten 
Familienangehörigen eingebunden sind und dies häu-
fig sehr stark. Laut Report „Junge Pflegende“ des 
Zentrums für Qualität in der Pflege (ZQP) sind etwa 
fünf Prozent der 12- bis 17-Jährigen (zirka 230.000 

Jugendliche deutschlandweit) regelmäßig in Pflege-
aufgaben eingebunden. Dabei helfen 90 Prozent der 
befragten Jugendlichen mehrmals in der Woche, 33 
Prozent sogar täglich. Kinder und Jugendliche alters-
adäquat in die Pflege einzubeziehen, ist durchaus 
wünschenswert und kann sich positiv auf das Famili-
enleben und die Krankheitsbewältigung auswirken. 
Jedoch dürfen die erheblichen Herausforderungen 
und Belastungen nicht unterschätzt werden, mit de-
nen junge Pflegende konfrontiert sind. Sie müssen die 
Pflegeaufgaben mit dem Heranwachsen vereinbaren, 
mit Schule und Ausbildung und gleichzeitig die Krank-
heit des Familienmitglieds auf psychologischer Ebene 
bewältigen. 

Junge Pflegende befinden sich in einem Spannungs-
feld, sie sind keine Fachkräfte und das Wissen um 
Unterstützungs- und Beratungsangebote dürfte bei 
dieser jungen Zielgruppe noch viel geringer sein als 
bei erwachsenen pflegenden Angehörigen. Außerdem 
fehlt Kindern und Jugendlichen sehr oft das Wissen 
über die elterliche Erkrankung. Sie wünschen sich In-
formationen zu Symptomen, Krankheitsverläufen und 
Vererbbarkeit, um eigene Unsicherheiten im Umgang 
mit der Situation abzubauen. Hier ist besonderes Fin-
gerspitzengefühl und Sensibilität erforderlich sowie ei-
ne aufsuchende Beratung. 

Diesen Bedarf hat auch Staatsministerin Melanie 
Huml bestätigt. In ihrer Presseerklärung vom 23. Ja-
nuar 2017 ist zu lesen: „Künftig müssen die Hilfs- und 
Unterstützungsangebote so organisiert werden, dass 
sie auch junge Pflegende erreichen. […] Gemeinsam 
müssen wir das Bewusstsein für pflegende Kinder und 
Jugendliche in unserer Gesellschaft erhöhen sowie 
die Versorgungstrukturen und Hilfsangebote verbes-
sern. Denn klar ist: Junge Pflegende wenden sich 
selten von sich aus an die Fachstellen für pflegende 
Angehörige. Die Initiative muss deshalb von außen 
kommen. […] Wichtig sind Unterstützungsmöglichkei-
ten, damit junge Pflegende ihre familiären Pflegekons-
tellationen bewältigen und mit Schule und Ausbildung 
vereinbaren können.“ 

Damit die Hilfsangebote für junge Pflegende verbes-
sert und so organisiert werden können, dass sie die 
Kinder und Jugendlichen auch wirklich erreichen, 
muss eine Standortanalyse erstellt werden mit konkre-
ten Schlussfolgerungen, wie diese Struktur für junge 
Pflegende verbessert und ausgebaut werden kann 
und wie ein adäquates Hilfsnetzwerk auf- und ausge-
baut wird unter spezieller Berücksichtigung der be-
sonderen Situation der Kinder und Jugendlichen und 
ihres ganz besonderen Bedarfs gerade auch in Bezug 
auf eine aufsuchende Beratung. 
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Immerhin geben 51 Prozent der befragten Kinder und 
Jugendlichen an, durch die Pflege des Familienmit-
glieds belastet zu sein. Für diese jungen Menschen 
kann dies erhebliche gesundheitliche und psychische 
Folgen haben. Junge Pflegende finden aber in der 
Gesellschaft jedoch meist keine adäquate Unterstüt-
zung. Oftmals fehlt es an „Ventilen“, um einen Aus-
gleich zu finden oder um über die persönliche Situati-
on zu sprechen. Die Sehnsucht nach Normalität, 
Scham, Ängste – auch im Hinblick auf eine mögliche 
Trennung von der Familie – und das Bedürfnis, sich 
gegenseitig zu schützen, sind Faktoren, die dazu füh-
ren, dass sie ihre Probleme für sich behalten und von 
sich aus keine Pflegeberatung und Unterstützungsan-
gebote aufsuchen. Deshalb muss die Beratung von 
pflegenden Kindern und Jugendlichen besonders sen-
sibel, aufsuchend und proaktiv erfolgen. 

Der zweite Teil der Standortanalyse bezieht sich auf 
pflegebedürftige Kinder und Jugendliche und ihre Fa-
milien. Auch diese Zielgruppe soll in der Standortana-
lyse der Beratungs- und Unterstützungsangebote und 
Schlussfolgerungen daraus berücksichtigt werden und 
auch hier ist ein Konzept mit Schlussfolgerungen nö-
tig, das die Familien von Kindern mit chronischen 
Erkrankungen und Behinderungen in den Blick nimmt. 
Die Kindernetzwerk-Studie 2014 zeigt, dass Familien 
mit chronisch kranken Kindern gegenüber anderen 
Familien stärker belastet, gesundheitlich und sozial 
benachteiligt, finanziell und wirtschaftlich schlechter 
gestellt sind. Bei Familien mit behinderten Kindern ist 
der Unterschied noch deutlicher. Auffällig ist, dass die 
wenigsten Eltern Kenntnis über die Maßnahmen zur 
Familienentlastung haben: „78,4 Prozent kennen die-
se fast gar nicht oder nur wenig. Auch den Bereich 
der Frühförderung kennen knapp zwei Drittel der El-
tern nur wenig oder fast gar nicht. Damit besteht in 
zwei wesentlichen Bereichen, die zur Entlastung von 
Familien dienen, ein deutliches Informations- und Be-
ratungsdefizit.“ Diese Tatsache hat auch Einzug in 
den Bayerischen Kindergesundheitsbericht 2015 ge-
funden, der vom Staatsministerium für Gesundheit 
und Pflege herausgegeben wurde. 

Die Kindernetzwerk-Studie kommt weiterhin zu der 
Erkenntnis, dass Informations- und Beratungsdefizite 
geringer sind, wenn die Eltern einen konkreten kom-
petenten Ansprechpartner haben, der sie über Hilfen 
ausreichend informieren kann. Etwa 26 Prozent der 
Befragten haben einen solchen Ansprechpartner. Die 
überwiegende Mehrzahl der betroffenen Familien ver-
misst einen verlässlichen und kundigen Lotsen, der 
sie durch das nicht immer einfach zu verstehende Ge-
sundheitssystem lotst. Oft müssen Eltern unterschied-
liche Leistungen bei verschiedenen Trägern beantra-
gen und auch beim Übergang in die nächste Leistung 
und bei der Transition von der Kindes- zur Erwach-
senenmedizin kommt es zu vermeidbaren Wartezei-
ten, da es zu wenige koordinierende Stellen gibt. Eine 
flächendeckende und wohnortnahe Beratung ist des-
halb essenziell und dringend notwendig. Es muss für 

pflegende Angehörige – auch für Familien von Kin-
dern und Jugendlichen mit chronischen Erkrankungen 
oder Behinderungen – leicht ersichtlich sein, wo sie 
Unterstützung und Beratung erhalten können. Des-
halb muss eine einheitliche Struktur der Angebote ge-
schaffen werden und daher ist es wichtig, eine bay-
ernweite Standortanalyse auch von Beratungs- und 
Unterstützungsangeboten für Angehörige von jünge-
ren Pflegebedürftigen vorzunehmen und ein Konzept 
auszuarbeiten, wie die Erkenntnisse aus der Analyse 
hinsichtlich weißer Flecken im Freistaat und der Struk-
turierung vorhandener Angebote gezielt und konkret 
umgesetzt werden. Notwendig sind kompetente An-
sprechpartnerinnen bzw. -partner, die sich mit ihrer 
Expertise für eine vollständige Teilhabe der Kinder 
und Jugendlichen mit besonderem Bedarf einsetzen. 

Wie auf Drs. 17/10361 beschlossen, wurde inzwi-
schen die Erstellung einer bayernweiten Standortana-
lyse von Beratungs- und Unterstützungsangeboten für 
erwachsene Pflegebedürftige und die Erstellung eines 
Konzepts mit Schlussfolgerungen aus der Analyse 
beauftragt. Der Auftrag erging an die Prognos AG in 
Kooperation mit dem Kuratorium Deutsche Altershilfe 
(KDA). Da es das Studiendesign dieser bereits beauf-
tragten Studie laut der Regierungspartei nicht erlaubt, 
die Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen einzube-
ziehen, soll die Staatsregierung ergänzend dazu eine 
eigene Untersuchung beauftragen, die die Familien 
pflegebedürftiger Kinder und Jugendlichen sowie die 
pflegenden Kinder und Jugendlichen in den Blick 
nimmt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, 
Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller u.a. SPD 
Drs. 17/16654 

Unterstützungsangebote für junge Pflegende und junge Pflege-
bedürftige stärken 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Ruth Waldmann 
Mitberichterstatterin: Carolina Trautner 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 63. Sit-
zung am 9. Mai 2017 beraten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 160. Sitzung am 22. Juni 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Kathrin Sonnenholz-
ner, Ruth Müller, Kathi Petersen, Doris Rauscher, Susann Biede-
feld, Klaus Adelt, Martina Fehlner, Isabell Zacharias, Herbert 
Woerlein, Günther Knoblauch, Angelika Weikert, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Ilona Deckwerth SPD 

Drs. 17/16654, 17/17497 

Unterstützungsangebote für junge Pflegende und junge Pflege-
bedürftige stärken 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner Sitzung am Dienstag die unter der Nummer 6 aufgeführte Subsidiaritätsange-

legenheit, Bundesratsdrucksache 400/17, betreffend: "Vorschlag für eine Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Bedingungen und 

des Verfahrens für Auskunftsersuchen der Kommission an Unternehmen und Unter-

nehmensvereinigungen in Bezug auf den Binnenmarkt und damit verbundene Berei-

che", beraten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf 

Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Be-

denken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Es sind dies die Drucksa-

che 17/17484 sowie die Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/17536. Die Bera-

tung im Bundesrat ist für den morgigen Freitag vorgesehen. Die Beschlussempfehlung 

und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen hierzu sind in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundla-

gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende 

Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

CSU, SPD, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie Frau Claudia Stamm. 
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Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.
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